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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
17. Wahlperiode

Drucksache 17 / 1105
(Neufassung der Drs. 17/1059)

(zu Drs. 17/835)
11. 12. 09

Druck: Anker-Druck Bremen

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE.

Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien Hansestadt Bremen für die Jahre
2010 und 2011

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:

I. Der Produktgruppenhaushalt wird wie folgt geändert:

Nr. Bezeichnung

Produktplan: 31 Arbeit

Produktbereich: 31.01 Beschäftigungspolitisches Aktionsprogramm

Produktgruppe: 31.01.01 Beschäftigungspolitisches Aktionsprogramm

Der Anschlag bei den sonstigen konsumtiven Ausgaben wird für das Jahr 2010
um 28 800 Tsd. ‡ erhöht.

Der Anschlag bei den sonstigen konsumtiven Ausgaben wird für das Jahr 2011
um 28 800 Tsd. ‡ erhöht.

II. In konkreter Umsetzung wird der Haushaltsplan wie folgt geändert:

Nr. Bezeichnung

Einzelplan: 03 Arbeit

Kapitel: 0305 Beschäftigungspolitisches Aktionsprogramm
(BAP)

Titel (neu): 684 23-6 Mittel für öffentlich geförderte Beschäftigung
in Bremen und Bremerhaven

Es wird ein Anschlag für das Jahr 2010 von 28 800 000 ‡ eingestellt bzw. um
diesen Betrag erhöht.

Es wird ein Anschlag für das Jahr 2011 von 28 800 000 ‡ eingestellt bzw. um
diesen Betrag erhöht.

Erläuterung:

Mit den eingestellten Mitteln lassen sich 3000 Kommunalkombistellen in Bremen
und Bremerhaven schaffen. Die Arbeitsstellen sollen insbesondere in jeder Art von
Vereinen und Initiativen eingerichtet werden. Die Arbeitnehmer sollen 1500 ‡ brutto
erhalten, das Arbeitgeberbrutto beträgt 1800 ‡. Davon kommen 700 ‡ aus Bundes-
mitteln, 300 ‡ vom Arbeitgeber, 300 ‡ werden monatlich bei den Kosten der Unter-
kunft eingespart. Bremen selbst muss noch 500 ‡ pro Stelle und Monat beitragen.
Diese Kosten (18 Mio. ‡/Jahr) sind anhand der sekundären Gewinne (Sinken der
Arbeitslosigkeit um 1 %, Stützen der Vereinsarbeit, Sinken der sozialen Folgekosten
von Arbeitslosigkeit, Förderung des Einzelhandels) mehr als gerechtfertigt.

Klaus-Rainer Rupp,
Monique Troedel und Fraktion DIE LINKE.


